
			
						
						
					
			
						
				
					

				

				

				
				
							Argumente   Appell   Spenden
						

				

					

		

					

		
				
						
					
			
						
				
			Nein zum Kinderabzug-Bschiss
		

				

				
				
							SVP, FDP und CVP wollten die Kinderabzüge bei den direkten Bundessteuern von 6‘500 auf 10‘000 Franken pro Kind erhöhen. Dies führt zu Steuerausfällen von 370 Millionen Franken im Jahr. Was verlockend tönt und als Familienförderung verkauft wird, ist reiner Steuer-Bschiss auf dem Rücken des Mittelstandes.
In der Volksabstimmung vom 27. September 2020 lehnten die Stimmbürger*innen die Erhöhung der Kinderabzüge mit 63,1 Prozent Nein-Stimmen deutlich ab.
						

				

					

		

					

		
				
						
					
			
						
				
					

				

				

				
				
			Argumente
		

				

					

		

					

		
				
						
					
			
						
				
					
					
				

				

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Die Reichsten werden reicher
					

					Die Lohnschere öffnet sich weiter: Ein Blick auf die Lohnentwicklung in der Schweiz zeigt eindeutig, dass in den vergangenen Jahren die obersten Löhne deutlich stärker gestiegen sind als die tiefen und mittleren Löhne. Kommt hinzu, dass den Topverdiener-Familien in den vergangenen Jahren wiederholt Steuererlasse zugeschanzt wurden, während die Belastung des Mittelstandes – etwa durch die steigende Prämienlast – zugenommen hat. Der Kinderabzug-Bschiss verschärft diese ungerechte Dynamik, die obersten Einkommen entlasten und damit das Fundamentalprinzip der Steuergerechtigkeit untergraben: An die Stelle der fairen Steuerprogression wollen FDP, SVP und CVP ein neues Motto rücken: Wer hat, dem wird gegeben.


				

								

				

				

					

		

				
			
						
				
			



		

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Etikettenschwindel
					

					SVP, FDP und CVP wollen die Kinderabzüge erhöhen. Was verlockend tönt und als Familienförderung verkauft wird, ist reiner Steuer-Bschiss. Die Reichsten profitieren. Der Mittelstand muss bezahlen: Der Kinderabzug-Bschiss kostet die Allgemeinheit 370 Millionen im Jahr. Geld, das woanders fehlt. Wenn aufgrund der Steuerausfälle Prämienverbilligungen gestrichen und Kita-Tarife erhöht werden, sind Mittelstandsfamilien als erste betroffen.


				

								

				

				

					

		

				
			
						
				
					
					
				

				

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Nur wenige profitieren
					

					Vom Kinderabzug-Bschiss profitieren fast ausschliesslich Topverdiener-Familien, die nur 6% aller Haushalte ausmachen: SVP, FDP und CVP betreiben damit zum wiederholten Male Klientelpolitik für die, die es am allerwenigsten nötig hätten.


				

								

				

				

					

		

					

		
				
						
					
			
						
				
					
					
				

				

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Das Geld fehlt woanders
					

					Der Kinderabzug-Bschiss kostet die Allgemeinheit 370 Millionen im Jahr. Diese Millionen werden wirkungslos verschleudert: Wer eine halbe Million im Jahr verdient, ist auf eine Steuererleichterung von maximal 910 Franken definitiv nicht angewiesen. Das ist Geld, das sonst fehlt: Im Gesundheitswesen, beim ÖV oder in der Kinderbetreuung. Wenn dort gespart wird, trifft uns das alle. Das Geld wäre bei Familien mit tiefen und mittleren Einkommen wirkungsvoller eingesetzt.


				

								

				

				

					

		

				
			
						
				
					
					
				

				

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Bschiss ohne Wirkung
					

					Wer eine halbe Million im Jahr verdient, ist auf eine Steuererleichterung von maximal 910 Franken definitiv nicht angewiesen. Das Geld wäre bei Familien mit tiefen und mittleren Einkommen wirkungsvoller eingesetzt. Doch diese werden übergangen: Jene Familien, welche dringend auf Entlastung angewiesen wären, haben überhaupt nichts von dieser Vorlage. Fast die Hälfte der Familien mit unterstützungsberechtigten Kindern zahlt erst gar keine Bundessteuer, weil sie zu wenig verdienen. Sie können daher auch keine Abzüge machen.
 


				

								

				

				

					

		

				
			
						
				
			



		

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Veraltete Rollenbilder
					

					Die Vorlage ist eine versteckte Herdprämie: Statt Kitas und damit die Gleichstellung zu fördern, zementiert die Vorlage Rollenbilder von gestern. Die Abzüge sind so gestaltet, dass innerhalb der Topverdiener-Familien vor allem Alleinverdiener-Ehepaare profitieren. Familien, bei denen beide Eltern arbeiten, können erst ab einem Bruttoeinkommen von 300 000 Franken den Maximalabzug geltend machen.


				

								

				

				

					

		

					

		
				
						
					
			
						
				
					
					
				

				

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Löst keine Probleme
					

					Wirksame Familienpolitik geht anders: Wie zahlen wir die steigenden Krankenkassenprämien? Wo finden wir eine bezahlbare Wohnung? Hat es noch freie Kita-Plätze? Diese Fragen beschäftigen die Familien. Wer wirksame Familienpolitik betreiben will, muss dort ansetzen und nicht Geld für nichts und wieder nichts zum Fenster hinauswerfen. So könnten mit den 370 Millionen Franken, die CVP, SVP und FDP den Topverdiener-Familien zuschanzen wollen, die Prämienverbilligungen für Kinder nahezu verdoppelt werden.


				

								

				

				

					

		

				
			
						
				
					
							
					
													
															
								
														
												Langes Argumentarium
					

					Argumentarium_Kinderabzug-Bschiss_lang_DE


				

							
					
													
															
								
														
												Download Animationen
					

					1 Die Reichsten werden Reicher
2 Der Etikettenschwindel
3 Wer profitiert
4 Geld Fehlt woanders
5 Bschiss ohne Wirkung
6 Veraltete Rollenbilder
7 Probleme Gaebe es zur Genuege
Alle Animationen


				

								

				

				

					

		

				
			
							

		

					

		
				
						
					
			
						
				
					

				

				

				
				
			Appell Finanzvorsteher*innen
		

				

				
				
							Die unterzeichnenden Finanzvorsteher*innen aus Gemeinden und Kantonen lehnen das Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (Steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten) ab.







						

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Appell
					

					Das ursprüngliche Ziel der Vorlage, die Abzüge für die Kosten der familienexternen Kinderbetreuung zu erhöhen, hätten wir unterstützt. Die nachträglich und ohne Vernehmlassung vom Parlament eingefügte Erhöhung der allgemeinen Kinderabzüge geht aber zu weit. Das Resultat dieses demokratisch fragwürdigen Vorgehens ist aus finanzpolitischer Sicht abzulehnen: Die Steuerausfälle steigen von 10 auf 380 Millionen Franken, davon fallen mind. 77 Millionen Franken bei den Kantonen an, wodurch auch die kommunalen Finanzen betroffen sein dürften. Gleichzeitig wird die Hälfte der Familien nicht entlastet und der weitaus grösste Teil der Entlastung (ca. 250 Millionen Franken) entfällt auf Familien mit Netto-Haushaltseinkommen über 150’000 Franken. Für eine solche Entlastung besteht keine soziale Notwendigkeit und es sind auch keine positiven Auswirkungen auf die Volkswirtschaft oder die kantonalen, respektive kommunalen Finanzen zu erwarten. Gerade mit den Kosten und Ausfällen durch Corona müssen die öffentlichen Finanzen geschont und wirkungslose Ausfälle vermieden werden.


				

							
					
													
															
								
														
												Unterzeichnende Finanzvorsteher*innen
					

						Michael Aebersold, SP, Finanzdirektor Stadt Bern
	Kurt Altenburger, SP, Gemeindepräsident Rafz
	Martin Bäumle, GLP, Finanzvorstand Dübendorf
	Kaspar Bopp, SP, Finanzvorstand Winterthur
	Damien Chappuis, PCSI, maire de Délémont
	Andrea de Meuron, Finanzdirektorin Grüne, Thun
	Etienne Dobler, PS, responsable des finances de Haute-Sorne,
	Michèle Dünki-Bättig, SP, Finanzvorsteherin Glattfelden
	Fabrizio Garbani Nerini, LiSA, Sindaco Terre di Pedemonte
	Florence Germond, PS, directrice des finances Lausanne
	Wolfgang Giella, parteilos, Stadtpräsident Gossau SG
	Alfonso Gomez, Verts, directeur des finances de la ville de Genève
	Christoph Grosjean-Sommer, SP, Finanzvorstand Kirchlindach
	Alain Homberger, Finanzvorstand, FDP, Freienbach
	Ursulina Huder, SP, Finanzvorsteherin Steffisburg
	Daniel Leupi, Grüne, Finanzvorstand Stadt Zürich
	Jürg Link, SP, Finanzvorstand Niederlenz
	Yvan Luccarini, Décroissance-Alternatives, Direction des finances Vevey
	Markus Maibach, SP, Finanzvorsteher Wettingen
	Diego Moni Bidin, PS, responsable des finances de Saignelégier
	Valentin Perego, FDP, Finanzvorstand Opfikon
	Patrick Tanner, ARC, maire de Saint-Imier
	Heinz  Tännler, SVP, Finanzdirektor Kanton Zug
	Tobias Vögeli, GLP, Finanzvorstand Frauenkappelen
	Lars Mazzucchelli, SP, Finanzvorstand Sissach










				

								

				

				

					

		

					

		
				
						
					
			
						
				
			Achtung Etikettenschwindel!
		

				

				
				
							Obwohl die «steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten» nur noch einen ganz kleinen Teil der Vorlage – genauer 1/38 –
ausmacht, wird der Kinderabzug-Bschiss unter diesem Namen dem Stimmvolk zur Abstimmung unterbreitet. Die Stimmbürger*innen werden damit in die Irre geführt, die unverfälschte Stimmabgabe erschwert. Das ist undemokratisch und gehört sich nicht.
						

				

				
				
					
			

		

				

				

					

		

					

		
				
						
					
			
						
						
					
			
						
				
														
															
													

				

				
				
					

		
				
                    DE
			
	
				
                    FR
			






				

				

					

		

				
			
						
				
					
							
					
						Facebook
											
				
							
					
						Twitter
											
				
							
					
						Instagram
											
				
					

				

				

				
				
					
			
						
		

				

				

					

		

					

		
					

		

					

		
				

				
		





Newsfeed





		
					
						
					
			
						
				
			Du hast Fragen zur Mitgliedschaft oder dem Mitgliedschaftsformular? Wir helfen gerne.



		

				

				
				
			Bitte aktiviere JavaScript in deinem Browser, um dieses Formular fertigzustellen.
Deine E-Mail *
Deine Frage *



Absenden


  		

				

					

		

					

		
				

				
					
						
					
			
						
				
					
			
						
		

				

				

				
						
					
			
						
				
			Häufige Fragen



		

				

				
				
					

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Wie werde ich SP-Mitglied?
					

					Am einfachsten, indem Du online das Beitrittsformular nebenan ausfüllst.


				

							
					
													
															
								
														
												Was wird von mir erwartet?
					

					Du kannst selbst entscheiden, welches Engagement für Dich am besten passt.
	Wenn Du wenig Zeit hast, ist es absolut in Ordnung, wenn Dein Engagement sich vor allem darauf beschränkt, Deinen Mitgliederbeitrag zu bezahlen. Auch das hilft uns sehr, um die Schweiz und die Welt zu einem besseren Ort zu machen.
	Die Sektion, bei welcher Du Mitglied bist, wird Dich eventuell hin und wieder anfragen, ob Du Zeit hättest, bei einer Standaktion, einer Unterschriftensammlung oder einer Telefonaktion mitzumachen. Falls Dir das zusagt, sind wir sehr froh darüber – aber es ist natürlich völlig freiwillig.
	Die meisten Sektionen führen regelmässig Mitgliederversammlungen durch, um die aktuellsten politischen Themen und Aktivitäten zu besprechen. Die Teilnahme daran ist natürlich ebenfalls völlig freiwillig. Aber es kann ein guter Ort sein, um neue Leute kennenzulernen.
	Falls Dich ein Themengebiet besonders bewegt, kannst Du Dich in einer Themenkommission der SP Schweiz oder Deiner Kantonalpartei engagieren, oder in einer der Unterorganisationen wie den SP Frauen, den SP Migrant:innen, der SP 60+ oder der SP queer.
	Häufig gibt es auch die Möglichkeit, ein partei-internes Amt, z.B. im Vorstand Deiner Sektion zu übernehmen.
	Falls Du das möchtest, kannst Du mit Deiner Sektion auch Kontakt aufnehmen, um über eine Kandidatur für eine öffentliches Amt zu sprechen, z.B. in der Schulpflege Deines Wohnortes.



				

							
					
													
															
								
														
												Wie viel kostet eine Mitgliedschaft?
					

					Um unsere Werte verteidigen zu können, braucht es finanzielle Mittel. Die SP ist eine Mitgliederpartei und schöpft ihre Stärke aus dem Engagement ihrer Mitglieder.
Die Mitgliederbeiträge werden von den Kantonalparteien und den Sektionen unterschiedlich festgelegt und sind abhängig von Deinem steuerbaren Einkommen. Wir folgen unseren eigenen politischen Forderungen: Wer wenig verdient, bezahlt wenig, und wer viel verdient, beteiligt sich mehr an den Kosten von Partei und Politik.
In der Regel fallen jährlich je nach Einkommen Kosten zwischen circa 80 und einigen Hundert Franken an. Die Mitgliederbeiträge werden jährlich erhoben.


				

							
					
													
															
								
														
												Ich bin nicht Schweizer:in. Kann ich trotzdem Mitglied werden?
					

					Ja, selbstverständlich! Du kannst der SP beitreten, ohne den Schweizer Pass zu haben. Denn alle Menschen, die in der Schweiz leben, sollen in der Politik mitdiskutieren können.


				

							
					
													
															
								
														
												Wie kann ich mich in der SP engagieren?
					

					Du hast verschiedene Möglichkeiten, Dich einzubringen. Wenn Du an Deinem Wohnort aktiv werden möchtest, wendest Du Dich am besten an die Sektion Deiner Gemeinde oder Deines Quartiers. Diese ist auch die richtige Anlaufstelle für den Einsatz in einem öffentlichen Amt (Gemeinderat, Schulpflege, Sozialbehörde…).
Du kannst Dein Wissen und Können auch innerhalb der Partei einbringen. Die SP sucht immer Leute, die sich in der Parteiorganisation engagieren (Gemeinde, Bezirk, Kanton, Themenkommissionen).


				

							
					
													
															
								
														
												Wie kann ich für ein Behördenamt kandidieren?
					

					Melde Dein Interesse bei den Verantwortlichen Deiner Ortssektion an. Die Sektion nominiert SP-Kandidierende für öffentliche Ämter, sei dies für den Gemeinderat oder die lokalen Schul-, Sozial- oder Finanzbehörden. Die Ortssektion bildet oft auch für Ämter auf übergeordneter Ebene (Kantons- oder Grossrat) den Ausgangspunkt des parteiinternen Nominationsprozesses.


				

							
					
													
															
								
														
												Gehe ich mit einem Beitritt weitere Verpflichtungen ein?
					

					Abgesehen von der Zahlung des jährlichen Mitgliederbeitrags gehst Du keine Verpflichtungen ein. Voraussetzung für den Beitritt ist eine inhaltliche Nähe. Dies bedingt jedoch nicht, dass Du in allen Fragen mit der SP gleicher Meinung sein musst.


				

							
					
													
															
								
														
												Kann ich gleichzeitig in mehreren Parteien Mitglied sein?
					

					Die Statuten der SP Schweiz verbieten die gleichzeitige Mitgliedschaft in mehreren Schweizer Parteien. 
Doppelbürger:innen können Mitglied der SP Schweiz und Mitglied einer ausländischen Schwesterpartei sein, beispielsweise der deutschen SPD oder des italienischen Partito Democratico. Die Mitgliedschaft bei der SP Schweiz ist für Angehörige von Schwesterparteien gratis, sofern sie belegen können, dass sie in ihrem Heimatland Mitgliederbeiträge an eine Sozialdemokratische Partei entrichten.


				

							
					
													
															
								
														
												Ich lebe im Ausland. Kann ich Mitglied der SP Schweiz werden?
					

					Ja. Auch im Ausland kannst du dich als Mitglied der SP Schweiz in die Politik einbringen. Wenn Du Deinen Wohnsitz im Ausland hast, wirst du automatisch Mitglied der SP International.


				

							
					
													
															
								
														
												Wie funktioniert die JUSO-Doppel-Mitgliedschaft?
					

					Für JUSO-Mitglieder besteht bis zum Alter von 26 Jahren die Möglichkeit einer kostenlosen SP-Mitgliedschaft. Ein entsprechender Antrag kann per Mail an [email protected] gestellt werden.


				

								

				

				

					

		

					

		
					

		

					

		
				

				
					
						
					
			
						
				
					
			
						
		

				

				

				
						
					
			
						
				
			Das bietet Dir die SP

Was Du von der SP erwarten darfst.



		

				

				
				
					

				

				
				
					
							
					
													
															
								
														
												Informationen aus erster Hand: Wir informieren Dich regelmässig über Kampagnen, Abstimmungen und Parteileben.
					

					Du bist nah dran an der Politik: Wir schicken Dir unsere Aufrufe, Newsletter sowie sechs Mal jährlich unser Mitgliedermagazin „links“. Du kannst Dich mit Gleichgesinnten vernetzen.


				

							
					
													
															
								
														
												Wir setzen uns mit aller Kraft für eine soziale, gerechte und ökologische Schweiz ein.
					

					Du kannst von andern lernen und Dich mit Deinem Wissen und Können auf verschiedenen Ebenen in der Partei einbringen.
Gemeinsam schaffen wir eine bessere Zukunft!


				

							
					
													
															
								
														
												Spannende Weiterbildungsangebote
					

					Keine Demokratie ohne Bildung. Wir bieten Dir Webinare und Seminare zu Hintergrundwissen und aktuellen politischen Themen.


				

								

				

				

					

		

					

		
					

		

					

		
				

		




















































    
    	